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Unternehmer und Geschäftsführer

 Stundung von Miete oder Pacht: Vorsteu-
 erabzug trotzdem frühzeitig beantragen

Unternehmer, die Geschäftsräume umsatz-
steuerpflichtig angemietet haben, müssen 
die gezahlte Umsatzsteuer als Vorsteuer 
bereits im Monat der Ausführung der Miet-
leistung abziehen, wenn sie grundsätz-
lich zum Vorsteuerabzug berechtigt sind, 
ihrerseits also umsatzsteuerpflichtige 
Leistungen ausführen. Das „Recht“ zum - 
sofortigen - Abzug der Vorsteuer besteht 
auch, wenn die Miete oder Pacht gestundet 
wird. Genauer gesagt besteht nicht nur das 
Recht, vielmehr „muss“ die Vorsteuer so-
gar in dem betroffenen Monat abgezogen 
werden; ein späterer Abzug - etwa erst bei 
Zahlung - kommt nicht infrage. Dabei spielt 
es keine Rolle, ob der Vermieter oder der 
Mieter so genannte Ist- oder Soll-Versteu-
erer sind. Machen Sie die Vorsteuer also 
immer frühzeitig geltend!

Doch was geschieht, wenn der Mieter die 
Vorsteuer doch zu spät geltend macht, also 
erst bei Zahlung der Miete, und die Um-
satzsteuer-Festsetzungen mittlerweile be-
standskräftig sind? Mit dieser Frage muss 
sich aktuell das Finanzgericht Hamburg 

befassen; es hat insoweit aber den Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH) um Stellung-
nahme gebeten (FG Hamburg, Vorlagebe-
schluss vom 10.12.2019, 1 K 337/17, Az. des 
EuGH C-9/20).

Das FG Hamburg weist darauf hin, dass der 
Vorsteueranspruch eines Leistungsemp-
fängers bereits mit der Ausführung der 
Leistung entsteht und nicht erst mit der 
Entrichtung des Entgelts. Unerheblich ist, 
ob der Leistende Soll- oder Ist-Versteue-
rer ist. Das heißt, der Leistungsempfänger 
zieht die Vorsteuer ab, obwohl er die Leis-
tung - zum Beispiel aufgrund einer Stun-
dung - noch nicht bezahlt hat, während 
der Leistende die entsprechende Steuer 
noch nicht schuldet. Aber: Diese Regelung 
könnte dem Unionsrecht widersprechen. 
Die Frage der Vereinbarkeit der nationalen 
Regelung mit dem Unionsrecht hat das FG 
Hamburg daher dem EuGH im Wege des 
Vorabersuchens vorgelegt. 

Praxistipp:
Bis zur Antwort des EuGH wird sicherlich 
noch viel Zeit vergehen. Betroffene soll-
ten bis dahin darauf achten, dass sie die 
Vorsteuer bei gestundeten Mietzahlungen 
nicht zu spät geltend machen, denn sonst 
könnte es geschehen, dass ihnen der Vor-

steueranspruch komplett verloren geht. 
Gerade in Zeiten der Corona-Krise ist dies 
von besonderer Relevanz. Bitte informieren 
Sie uns daher frühzeitig, wenn Sie mit Ih-
rem Vermieter oder Verpächter eine Stun-
dung vereinbart haben.

 Umsatzsteuer: Rechnungsangaben 
 bei Waren im Niedrigpreissegment

Unternehmer sind selbstverständlich ge-
halten, ordnungsgemäße Rechnungen aus-
zustellen, die die erbrachten Leistungen 
zweifelsfrei und ohne weitere Nachfor-
schungen erkennen lassen. Üblicherweise 
hat auch der Rechnungsempfänger ein 
hohes Interesse an detaillierten Rech-
nungen, denn nur so kann er prüfen, ob 
die gelieferte Ware und der Lieferschein 
mit der Rechnung übereinstimmen. Die 
Finanzverwaltung ihrerseits verlangt eben-
falls Rechnungen, die es ihr ermöglichen, 
den Rechnungsaussteller und die Leis-
tung zweifelsfrei und ohne viel Aufwand 
zu identifizieren. Doch wie das Leben so 
spielt, gibt es immer wieder Fälle, in de-
nen die Leistungsbeschreibungen von den 
Finanzämtern als unzureichend angesehen 
werden - und dann wird dem Leistungs-
empfänger der Vorsteuerabzug versagt.

Mandanteninfo Mai 2020
Steuern   |   Recht   |   Wirtschaft

Der monatliche Informationsbrief für unsere Mandanten

Nordring 6
45894 Gelsenkirchen-Buer

info@wrt-steuerberatung.de
www.wrt-steuerberatung.de

Tel. +49 209 930700
Fax +49 209 9307030

Ihre Steuerberater in Gelsenkirchen-Buer
Beratung · Finanzbuchführung · Lohnbuchführung · Jahresabschluss · Existenzgründung



- Seite 2 -

Mandanteninfo Mai 2020

Jüngst musste sich der Bundesfinanzhof 
mit der Frage befassen, ob bei der Liefe-
rung von Waren im Niedrigpreissegment 
die bloße Angabe der Warengattung eine 
handelsübliche Bezeichnung darstellt. Die 
Finanzverwaltung und zumindest auch 
die Finanzgerichte Hessen und Düsseldorf 
jedenfalls sahen die reine Gattungsanga-
be, etwa bei Textilien und Modeschmuck, 
als unzureichend an und versagten den 
Vorsteuerabzug aus den entsprechenden 
Rechnungen. Der BFH ist den überborden-
den Anforderungen nun jedoch entgegen-
getreten (BFH-Urteil vom 10.07.2019, XI R 
28/18).

Der BFH führt aus: Eine zum Vorsteuerab-
zug berechtigende Rechnung hat folgende 
Angaben zu enthalten:
„die Menge und die Art (handelsübliche 
Bezeichnung) der gelieferten Gegenstände 
oder den Umfang und die Art der sonstigen 
Leistung“. 

Diese Anforderungen sind dahingehend 
auszulegen, dass die Rechnung Angaben 
tatsächlicher Art enthalten muss, die die 
Identifizierung der abgerechneten Leis-
tung ermöglichen, ohne dass dabei eine 
erschöpfende Beschreibung der konkret 
erbrachten Leistungen erforderlich ist. Es 
genügt jede Bezeichnung der Art der gelie-
ferten Gegenstände, die unter die unions-
rechtliche Definition „Menge und Art der 
gelieferten Gegenstände“ fällt. 

Zu beachten sei, dass die Handelsüblich-
keit von Bezeichnungen im Einzelhandel 
auf Großhändler nicht übertragbar ist. Zu-
dem ist nach verschiedenen Verkehrskrei-
sen zu differenzieren, nämlich dem Han-
del mit Textilien im mittleren und oberen 
Preissegment einerseits und dem Handel 
mit Waren im Niedrigpreissegment ande-
rerseits. Die Handelsüblichkeit einer Be-
zeichnung hänge mithin immer von den 
Umständen des Einzelfalles ab, wie etwa 
der jeweiligen Handelsstufe, Art und Inhalt 
des Geschäftes und insbesondere dem 
Wert der einzelnen Waren.

Praxistipp:
Auch wenn die aktuelle BFH-Entscheidung 
für Aufatmen sorgt, so sollten Unterneh-
mer - unabhängig von der Frage der zutref-
fenden Leistungsbeschreibung - natürlich 
nachweisen können, dass die Waren auch 
tatsächlich geliefert worden sind. Insofern 
sollten Bestellunterlagen und Lieferschei-
ne aufbewahrt werden.

 Handwerkerleistung: Belastung des
 GmbH-Verrechnungskontos unzureichend

Aufwendungen für Handwerkerleistungen 
in der selbst genutzten Wohnung sind di-
rekt von der Steuerschuld abziehbar, und 
zwar mit 20 %, höchstens 1.200 Euro im 
Jahr (§ 35a Abs. 3 EStG). Den Steuerbonus 
gibt es nur dann, wenn eine Rechnung 
ausgestellt wird und die Zahlung auf ein 
Konto des Handwerkers erfolgt. Dabei gibt 
es keine Ausnahme, auch nicht, wenn der 
Leistende die bargeldlose Zahlung verwei-
gert. Doch was gilt, wenn der Gesellschaf-
ter einer GmbH von seiner „eigenen“ GmbH 
Handwerkerleistungen erbringen lässt und 
die Belastung über dessen Verrechnungs-
konto in der GmbH erfolgt? Gilt dies als 
„Überweisung“?

Aktuell hat das Thüringer Finanzgericht 
entschieden, dass keine steuerbegünstig-
te Handwerkerleistung vorliegt, wenn ein 
Steuerzahler diese durch eine GmbH er-
bringen lässt, an der er beteiligt ist und die 
Handwerkerrechnung nur durch Buchung 
auf dem Gesellschafter-Verrechnungs-
konto beglichen wird. Es mangelt an der 
formellen Voraussetzung „Überweisung“ 
für die Steuerermäßigung nach § 35a EStG 
(Urteil vom 22.10.2019, 3 K 452/19).

Praxistipp:
Die Richter haben die Revision wegen 
grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssa-
che zugelassen. Insofern ist das letzte Wort 
noch nicht gesprochen. Wer indes noch 
gestalten kann, sollte natürlich eine tat-
sächliche Überweisung auf das Bankkon-
to der GmbH vornehmen. Dass es sich bei 
dem Handwerksbetrieb um die „eigene“ 
GmbH handelt, war im Streitfall übrigens 
kein Thema. Bei Beachtung der Formvor-
aussetzungen wäre also ein Abzug möglich 
gewesen.

 Umsatzsteuer: Rechnungen können  
 mit Rückwirkung berichtigt werden

Rechnungen müssen nach dem Willen der 
Finanzverwaltung sehr detailliert sein und 
den Rechnungsempfänger genau benen-
nen. Anderenfalls kann es geschehen, dass 
eine Betriebsprüfung den Vorsteuerabzug 
aus den Rechnungen versagt. Das ist be-
sonders misslich, wenn zwischen der Aus-
stellung der Rechnung und der Streichung 
durch das Finanzamt viele Jahre vergan-
gen sind. Denn selbst wenn die Rechnung 
vom Aussteller korrigiert wird, erkennt der 
Fiskus diese zumeist nicht rückwirkend 
an, sondern erst ab dem Berichtigungs-
zeitpunkt. Das heißt: Dem Empfänger wird 
der Vorsteuerabzug, z.B. des Jahres 2016, 

zunächst gekürzt, um ihn dann im zweiten 
Schritt erst im Jahre 2020 wieder zu gewäh-
ren. Dadurch werden mitunter hohe Nach-
zahlungszinsen fällig.

Zwar haben der Europäische Gerichtshof 
und im Anschluss der Bundesfinanzhof 
diese Praxis der Finanzämter als unzuläs-
sig verworfen, das heißt der Vorsteueran-
spruch aus einer korrigierten Rechnung 
steht dem Empfänger auch rückwirkend 
zu (EuGH-Urteil Senatex vom 15.9.2016, 
C-518/14; BFH-Urteil vom 20.10.2016, V R 
26/15). Doch die Finanzverwaltung ist hart-
näckig und treibt entsprechende Verfahren 
immer wieder vor die Finanzgerichte.

Jüngst hat der BFH aber unmissverständ-
lich entschieden: Eine zulässigerweise be-
richtigte Rechnung wirkt auf den Zeitpunkt 
zurück, in dem die Rechnung ursprünglich 
ausgestellt wurde (BFH-Urteil vom 5.9.2019, 
V R 12/17).

Der Fall: Die Klägerin ist eine GmbH & Co. 
KG. Im Jahre 2009 nahm sie Beratungs-
leistungen in Anspruch. Die Honorarrech-
nungen ergingen aber nicht an die GmbH 
& Co. KG, sondern zunächst an die Gesell-
schafter. Mit ihrer Umsatzsteuererklärung 
2010 (Streitjahr) machte die Klägerin die 
Vorsteuern aus den Rechnungen dennoch 
geltend. Das Finanzamt erkannte nach ei-
ner Außenprüfung den Vorsteuerabzug aus 
den Rechnungen nicht an. Im Verfahren vor 
dem Finanzgericht schließlich legte die Klä-
gerin berichtigte Rechnungen vom 2.5.2016 
vor, in denen als Leistungsgegenstand die 
Beratung der GmbH & Co. KG genannt wird. 
Die Klage vor dem Finanzgericht hatte den-
noch keinen Erfolg. Begründung: Aus den 
im finanzgerichtlichen Verfahren vorgeleg-
ten berichtigten Rechnungen vom 2.5.2016 
könne die Klägerin keinen Vorsteuerabzug 
im Streitjahr 2010 geltend machen, weil 
diese dem Finanzamt bis zum Zeitpunkt 
der Einspruchsentscheidung noch nicht 
vorgelegen hätten. Der BFH hat der hierge-
gen gerichteten Revision stattgegeben.

Begründung: Eine Rechnung kann berichtigt 
werden, wenn sie nicht alle erforderlichen 
Angaben enthält oder Angaben in der Rech-
nung unzutreffend sind. Wird zunächst eine 
Rechnung ausgestellt, die den steuerlichen 
Anforderungen nicht entspricht, und wird 
diese Rechnung später berichtigt, kann das 
Recht auf Vorsteuerabzug aufgrund der be-
richtigten Rechnung - rückwirkend - für den 
Besteuerungszeitraum ausgeübt werden, in 
dem die Rechnung ursprünglich ausgestellt 
wurde. Eine berichtigte Rechnung kann 
auch dann Berücksichtigung finden, wenn 
sie dem Finanzamt erst nach dem Zeitpunkt 
der Einspruchsentscheidung vorliegt. 
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Praxistipp:
Die Berichtigung wirkt zwar grundsätz-
lich auf den Zeitpunkt der erstmaligen 
Rechnungsausstellung zurück. Allerdings 
findet die positive Rechtsprechung dort 
ihre Grenzen, wo ein Leistungsempfänger 
überhaupt nicht benannt worden oder 
nicht identifizierbar ist (siehe hierzu FG Ba-
den-Württemberg, Urteil vom 23.03.2017, 1 
K 3704/15). Ganz unabhängig davon steht 
zu hoffen, dass das Bundesverfassungs-
gericht alsbald zur „Angemessenheit“ der 
Nachzahlungszinsen entscheiden wird, 
denn in vielen Streitfällen geht es letztlich 
nicht um die Festsetzung der Umsatzsteu-
er oder der Gewährung des Vorsteuerans-
pruchs an sich, sondern „nur“ um die Höhe 
der Nachzahlungszinsen.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

 Dienstwagen in Corona-Zeiten: Jetzt die  
 so genannte Einzelbewertung nutzen

Arbeitnehmer, die einen Dienstwagen auch 
privat nutzen dürfen, müssen die Privat-
nutzung entweder nach der 
Ein-Prozent-Regelung oder aber nach der 
Fahrtenbuchmethode versteuern. Bei der 
Pauschalregelung werden monatlich 1 % 
des Listenpreises des Kfz als Privatanteil 
versteuert. Hinzu kommen noch 0,03 % des 
Kfz-Listenpreises pro Entfernungs-Km und 
Monat, wenn der Wagen auch für Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte genutzt wird. Aber: Die Arbeitnehmer 
können den Zuschlag für Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte vermeiden, 
wenn sie ihr Fahrzeug tatsächlich weniger 
als 15 Tage pro Monat genutzt haben. Sie 
können dann stattdessen eine Einzelbe-
wertung der Fahrten vornehmen, und zwar 
mit 0,002 % des Listenpreises je Entfer-
nungskilometer und tatsächlicher Fahrt 
zur Tätigkeitsstätte (der Wert von 0,002 % 
ergibt sich, wenn man die 0,03 % durch die 
angenommenen 15 Tage dividiert). 

Derzeit kann die oben bezeichnete Einzel-
bewertung wichtiger denn je sein, denn 
viele Arbeitnehmer können ihr Fahrzeug de 
facto gar nicht für die Fahrten zum Betrieb 
nutzen, da sie von zuhause aus arbeiten 
(müssen). Notieren Sie also, an welchen 
Tagen (mit Datumsangabe) Sie das Fahr-
zeug tatsächlich für die Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte (erste Tätig-
keitsstätte) genutzt haben. Ein Wechsel 
zwischen der „normalen“ Pauschalrege-
lung und der Einzelbewertung innerhalb 
eines Kalenderjahres ist übrigens nicht zu-
lässig. Haben Sie sich für die Einzelbewer-
tung entschieden, müssen Sie diese also 
das ganze Jahr über (fort-)führen.

Wichtig: Der Arbeitgeber ist im Lohnsteu-

erabzugsverfahren - auf Verlangen des 
Arbeitnehmers - zur Einzelbewertung der 
tatsächlichen Fahrten zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte verpflichtet, 
wenn sich aus der arbeitsvertraglichen 
oder einer anderen arbeits- oder dienst-
rechtlichen Rechtsgrundlage nichts an-
deres ergibt. Allerdings sind dann die 
Angaben des Arbeitnehmers zu den tat-
sächlichen Fahrten zusätzliche Vorausset-
zung (BMF-Schreiben vom 4.4.2018, BStBl 
2018 I S.592, Tz. 10e).

Praxistipp:
Verständlicherweise haben Arbeitgeber 
wenig Interesse an der Berücksichtigung 
der Einzelbewertung im Lohnsteuerabzugs-
verfahren. Sie verweisen ihre Arbeitnehmer 
daher üblicherweise auf deren Einkom-
mensteuererklärung. Aber: Arbeitnehmer, 
die mit ihrem Bruttoarbeitslohn noch nicht 
die Beitragsbemessungsgrenze in der So-
zialversicherung erreicht haben, sollten 
beachten, dass sich eine „Korrektur in der 
Einkommensteuererklärung“ nicht (mehr) 
mindernd auf die Sozialversicherungsbei-
träge auswirkt. Das bedeutet also: Verzich-
tet der Arbeitgeber auf die Zugrundelegung 
der Einzelbewertung, kann der Arbeitneh-
mer diese zwar im Rahmen der Einkom-
mensteuerveranlagung geltend machen. 
Er hat aber keine Möglichkeit, dies auch 
für Zwecke der Sozialversicherung zu er-
reichen. Er zahlt dann zu hohe Sozialver-
sicherungsbeiträge. (Allerdings zahlt auch 
der Arbeitgeber einen eventuell „zu hohen“ 
Arbeitgeberanteil.)

 Arbeitgeberzuschuss: Betreuung von 
 Kindern und pflegebedürftigen Angehörigen

Kann der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern 
die Kosten für außergewöhnliche Betreu-
ungsleistungen, die aufgrund der Coro-
na-Krise für pflegebedürftige Angehörige 
und Kinder entstehen, steuerfrei erstat-
ten? Ja, dies ist tatsächlich möglich. Seit 
2015 gibt es eine relativ neue Steuerver-
günstigung, die jedoch noch kaum bekannt 
ist: Zur besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf können zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn erbrachte Ar-
beitgeberleistungen bis zu einem Betrag 
von 600 Euro im Kalenderjahr je Arbeitneh-
mer steuerfrei bleiben. 

Der zusätzliche Betreuungsbedarf muss 
aus Anlass einer zwingenden und beruflich 
veranlassten kurzfristigen Betreuung eines 
Kindes unter 14 Jahren entstehen. Bei be-
hinderten Kindern, die außer Stande sind, 
sich selbst zu unterhalten, und bei de-
nen die Behinderung vor Vollendung des 
25. Lebensjahres eingetreten ist, gilt dies 
auch, wenn das Kind 14 Jahre oder älter ist. 
Begünstigte Betreuungsleistungen liegen 

auch vor, wenn sich der Arbeitnehmer um 
einen pflegebedürftigen Angehörigen küm-
mert, auch wenn dies im privaten Haushalt 
des Arbeitnehmers stattfindet (§ 3 Nr. 34a 
EStG).
Das Vorliegen eines zusätzlichen Betreu-
ungsbedarfes wird unterstellt, wenn der 
Arbeitnehmer aufgrund der Corona-Krise 
zu außergewöhnlichen Dienstzeiten arbei-
tet oder die Regelbetreuung der Kinder in-
folge der zur Eindämmung der Corona-Kri-
se angeordneten Schließung von Schulen 
und Betreuungseinrichtungen (aktuell z.B. 
Kindertagesstätten, Betriebskindergärten, 
Schulhorte) weggefallen ist.
Von einer kurzfristig zu organisierenden 
Betreuung ist so lange auszugehen, bis die 
entsprechenden Betreuungseinrichtungen 
ihren regulären Betrieb wieder aufnehmen 
können.
Bei Barleistungen des Arbeitgebers müs-
sen dem Arbeitnehmer entsprechende 
Aufwendungen entstanden sein. Die steu-
erfreien Leistungen sind im Lohnkonto auf-
zuzeichnen.

Praxistipp:
Die Steuerfreiheit gilt nur dann, wenn der 
Arbeitgeber die Serviceleistungen zusätz-
lich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
gewährt. Für Leistungen, die unter Anrech-
nung auf den vereinbarten Arbeitslohn 
(Entgeltumwandlung) erbracht werden, 
kann die Steuerfreiheit nicht beansprucht 
werden. Die Zweckbestimmung „verbes-
serte Vereinbarkeit von Beruf und Familie“ 
muss der Arbeitgeber durch entsprechende 
Belege im Lohnkonto nachweisen.

Der Arbeitgeber kann also bestimmte Be-
treuungskosten, die kurzfristig aus zwin-
genden beruflichen Gründen entstehen, 
steuerfrei erstatten. Dazu gehören Auf-
wendungen für eine zusätzliche, außerge-
wöhnliche - also außerhalb der regelmäßig 
üblicherweise erforderlichen - Betreuung, 
die z.B. durch dienstlich veranlasste Fort-
bildungsmaßnahmen des Arbeitnehmers, 
eines zwingenden beruflichen Einsatzes zu 
außergewöhnlichen Dienstzeiten oder bei 
Krankheit eines Kindes bzw. eines pflege-
bedürftigen Angehörigen notwendig wer-
den. Begünstigt sind die Betreuungskosten 
auch dann, wenn sie im Privathaushalt des 
Arbeitnehmers anfallen. 

Die vorteilhafte Arbeitgeberleistung gilt nicht 
pauschal für alle Arten von Betreuung. Vor-
aussetzung ist, dass der Mitarbeiter im Be-
trieb unabkömmlich ist, während sein Kind 
betreut werden muss. Dies kann der Fall sein, 
wenn das Kind erkrankt und nicht zur Schule 
gehen kann, doch beide Elternteile wegen ei-
nes Termins auf der Arbeit unersetzlich sind. 
Muss nun kurzfristig ein Kindermädchen 
engagiert werden, kann der Arbeitgeber die 
Kosten hierfür steuerfrei übernehmen.
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Immobilienbesitzer

 Kanalanschluss: 
 Sanierungsarbeiten sind sofort abziehbar

Seit Jahr und Tag streiten sich Vermieter 
mit den Finanzämtern darüber, wie Er-
schließungskosten und Kanalanschlussar-
beiten steuerlich zu würdigen sind. Dabei 
sind die Grundsätze eigentlich seit langem 
bekannt:
Aufwendungen für eine erstmalige Er-
schließungsmaßnahme gehören regelmä-
ßig zu den Anschaffungskosten des Grund 
und Bodens, weil der erstmalige Anschluss 
an öffentliche Einrichtungen die (abstrak-
te) Nutzbarkeit des Grundstücks und damit 
dessen Wert erhöht. Solche Aufwendungen 
beziehen sich in erster Linie auf das Grund-
stück, weil sie dazu dienen, es baureif zu 
machen; sie gehören nicht zu den Herstel-
lungskosten des Gebäudes und sind daher 
nicht abschreibbar. 
Aufwendungen für die Herstellung von 
Zuleitungsanlagen eines Gebäudes zum 
öffentlichen Kanal (sog. Hausanschluss-
kosten) einschließlich der sog. Kanalan-
stichgebühr gehören zu den Herstellungs-
kosten des Gebäudes, soweit die Kosten 
für Anlagen auf privatem Grund und nicht 
für Anlagen der Gemeinde außerhalb des 
Grundstücks entstanden sind. Diese Kos-
ten sind im Wege der AfA zu berücksichti-
gen.
Abweichend hiervon sind Aufwendungen 
für die Ersetzung, Modernisierung oder 
(ggf. teilweisen) Instandsetzung einer vor-
handenen Kanalisation als Werbungskos-
ten sofort abziehbar, da sie weder zu den 
Anschaffungs- noch zu den Herstellungs-
kosten zählen, sondern lediglich der Erhal-
tung des Grundstücks dienen. Dies gilt un-
abhängig davon, ob die Kosten für Anlagen 
auf privatem oder auf öffentlichem Grund 
entstanden sind.

In einem aktuellen Fall vor dem Bundesfi-
nanzhof ging es um die Frage, wie die Kos-
ten für die Sanierung einer Kanalisation zu 
behandeln sind, wenn auf einem Grund-
stück bereits ein Gebäude stand, dieses 
aber abgerissen und ein neues Gebäude 
(vermietetes Zweifamilienhaus) errichtet 
wurde. 

Hier haben die obersten Finanzrichter zu-
gunsten des Bauherrn entschieden, dass 
die Aufwendungen für die Instandsetzung 
und teilweisen Erneuerung des vorhande-
nen und funktionsfähigen Abwasserrohr-
systems als Werbungskosten sofort ab-
ziehbar sind, da sie lediglich der Erhaltung 
des Grundstücks dienen. Sie sind nicht als 

Herstellungskosten zu qualifizieren, da 
sie weder der Herstellung eines neuen, 
bisher nicht vorhandenen Abwasserrohr-
systems noch der Wiedererstellung eines 
zerstörten oder unbrauchbar gewordenen 
Rohrsystems dienten und auch nicht das 
Grundstück in seiner Funktion bzw. seinem 
Wesen verändert haben. 

Lediglich die Aufwendungen des Klägers 
für die Verbindung des - sanierten - Abwas-
serkanals mit dem neuen Gebäude („Haus-
einführung mittels Diamantkern-Bohrung 
einschließlich Wandeindichtung, Isolie-
rung und Dämmung“) dienten insoweit der 
Herstellung des Zweifamilienhauses. Sie 
sind als Herstellungskosten lediglich im 
Rahmen der AfA zu berücksichtigen und 
mithin nicht sofort abziehbar (BFH-Urteil 
vom 3.9.2019, IX R 2/19).

Alle Steuerzahler

 Ticketverkauf: Gewinne aus dem 
 Verkauf von Finaltickets sind zu versteuern

Bis vor wenigen Wochen waren Tickets für 
Fußballspiele äußerst begehrt und mitun-
ter konnten diese weit über dem tatsäch-
lichen Preis mittels Ticketplattformen an 
andere Fußballfans weiterverkauft werden. 
Besonders galt dies für Finaltickets. 

Jüngst hat der Bundesfinanzhof entschie-
den, dass der Gewinn aus dem Verkauf ei-
nes kurz zuvor selbst erworbenen Tickets 
für ein Spiel der UEFA Champions League 
der Einkommensteuer unterliegt (BFH-Ur-
teil vom 29.10.2019, IX R 10/18).

Der Fall: Die Kläger hatten im April 2015 
über die offizielle UEFA-Webseite zwei Ti-
ckets für das Finale der UEFA Champions 
League in Berlin zugelost bekommen (An-
schaffungskosten: 330 Euro) und diese im 
Mai 2015 über eine Ticketplattform wieder 
veräußert (Veräußerungserlös abzüglich 
Gebühren 2.907 Euro). Entgegen der Auffas-
sung der Kläger, die von der Steuerfreiheit 
des Veräußerungsgeschäfts ausgingen, er-
fasste das Finanzamt den Gewinn in Höhe 
von 2.577 Euro bei deren Einkommensteu-
erfestsetzung. Das Finanzgericht gab den 
Klägern zwar Recht. Der BFH folgte dem 
aber nicht; er entschied, dass die Kläger 
mit der Veräußerung der beiden Tickets ein 
privates Veräußerungsgeschäft im Sinne 
des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG verwirklicht 
haben. Einkünfte aus solchen privaten Ver-
äußerungsgeschäften, früher auch als Spe-
kulationsgewinne bezeichnet, unterliegen 
der Einkommensteuer. 

Praxistipp:
Das Gesagte gilt nicht nur für Fußballti-
ckets, sondern gleichermaßen für Eintritts-
karten anderer Veranstaltungen, insbeson-
dere Konzerttickets. Gewinne bleiben aber 
steuerfrei, wenn der aus den privaten Ver-
äußerungsgeschäften erzielte Gesamtge-
winn im Kalenderjahr weniger als 600 Euro 
betragen hat.

 Behinderung: Umbaumaßnahmen im 
 Garten keine außergewöhnliche Belastung

Wenn ein Familienmitglied von einer Behin-
derung betroffen ist, werden oftmals erheb-
liche Umbaumaßnahmen in der Wohnung 
oder am Eigenheim erforderlich, um dem 
Behinderten trotz gesundheitlicher Ein-
schränkungen weiterhin ein Leben in seiner 
gewohnten Umgebung zu ermöglichen und 
ihm den Umzug in ein Pflegeheim zu erspa-
ren. Behindertengerechte Umbaumaßnah-
men sind grundsätzlich als außergewöhnli-
che Belastung abziehbar; allerdings werden 
die Kosten um die zumutbare Eigenbelas-
tung gekürzt. Doch was gilt bei Umbau- und 
Gestaltungsmaßnahmen im Garten?

Soeben hat das Finanzgericht Münster ent-
schieden, dass Aufwendungen für die Anla-
ge eines rollstuhlgerechten Weges im Garten 
eines Einfamilienhauses nicht zwangsläufig 
sind, wenn sich auf der anderen Seite des 
Hauses eine Terrasse befindet, die mit dem 
Rollstuhl erreichbar ist. Folglich sind die 
Aufwendungen nicht als außergewöhnli-
che Belastungen abziehbar. Immerhin sind 
die Lohnkosten als Handwerkerleistung 
mit 20 Prozent (höchstens 1.200 Euro) von 
der Steuerschuld abzuziehen (Urteil vom 
15.1.2020, 7 K 2740/18 E).

Begründung: Grundsätzlich gehöre zwar 
auch das Hausgrundstück mit Garten zum 
existenziell notwendigen Wohnbereich. 
Abzugsfähig seien allerdings nur solche 
Aufwendungen, die den Zugang zum Garten 
und damit die Nutzung des Gartens dem 
Grunde nach ermöglichen. Diese Möglich-
keit bestehe im Streitfall aufgrund der vor-
handenen Terrasse auf der Rückseite des 
Einfamilienhauses. Demgegenüber diene 
die Verbreiterung des Weges auf der Vor-
derseite zum Anbau von Pflanzen lediglich 
einer Freizeitaktivität, die nicht den exis-
tenznotwendigen Wohnbedarf betreffe. 

Dem Hilfsantrag, für 20 Prozent der Lohn-
kosten die Steuerermäßigung zu gewähren, 
hat das Gericht stattgegeben. Es hat ferner 
die Revision zum Bundesfinanzhof zugelas-
sen.

Walinski – Reeck – Tomkowitz · WRT PartG mbB Steuerberatungsgesellschaft
Nordring 6 · 45894 Gelsenkirchen-Buer · Tel. +49 209 930700 · Fax +49 209 9307030

info@wrt-steuerberatung.de · www.wrt-steuerberatung.de


